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Gemeinde St. Moritz 

_____________________________________________________ 

4.1 

Personalgesetz der Gemeinde St. Moritz 
 

vom 27. Mai 2026 unter Vorbehalt des fakultativen Referendums 

 

Der Gemeinderat beschliesst gestützt auf Art. 35 Abs. 1 der Gemeindeverfassung: 

 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 

Art. 1 Personalpolitik 
1 Der Gemeindevorstand bestimmt nach den folgenden Grundsätzen die Perso-

nalpolitik: 

a) Sie orientiert sich am Leistungsauftrag der Gemeinde, an den Bedürfnissen 

der Mitarbeitenden, am Auftrag zur Gleichstellung der Geschlechter, am 

Ziel der Bürgerinnen- und Bürgernähe sowie an den Möglichkeiten des Fi-

nanzhaushaltes;  

b) sie will für die Gemeinde geeignete Mitarbeitende gewinnen und erhalten, 

die qualitätsorientiert, verantwortungsbewusst und kooperativ handeln; 

c) sie nutzt und entwickelt das Potenzial der Mitarbeitenden, indem sie diese 

entsprechend ihren Eignungen und Fähigkeiten einsetzt und fördert; 

d) sie unterstützt und fördert das Angebot von Ausbildungsplätzen; 

e) sie berücksichtigt die Erfüllung von Erziehungs- und Betreuungsaufgaben, 

fördert flexible Arbeitszeitmodelle und verwirklicht die Chancengleichheit 

für Frauen und Männer; 

f) sie fördert die Beschäftigung und Eingliederung von Mitarbeitenden mit 

Beeinträchtigungen;  

g) sie fördert die Toleranz und Akzeptanz gegenüber Mitarbeitenden, die be-

nachteiligt sein könnten, insbesondere aufgrund von Geschlecht, Alter, se-

xueller Orientierung, Geschlechtsidentität, Herkunft, Staatsangehörigkeit, 

Sprache, Religion oder Beeinträchtigungen, und fördert bei Anstellung und 

Personalentwicklung die Chancengleichheit dieser Personen; 
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h) sie achtet und schützt die Persönlichkeit der Mitarbeitenden. Sie fördert 

die Gesundheit und die Sicherheit der Mitarbeitenden am Arbeitsplatz; 

i) sie bekennt sich zu einer wirtschaftlich tragbaren Personalpolitik. 

 

Art. 2 Gegenstand und Geltungsbereich 
1 Dieses Gesetz und deren Ausführungsbestimmungen regeln das Arbeitsverhält-

nis der Mitarbeitenden der Gemeinde St. Moritz. 
2 Es gilt ferner auch für Mitarbeitende der separat verwalteten Gemeindebe-

triebe. 

 

Art. 3 Subsidiäres Recht  
1 Kann diesem Gesetz oder seinen Ausführungsbestimmungen sowie besonderen 

gesetzlichen Bestimmungen keine abweichende Vorschrift entnommen werden, 

gelten ergänzend die Bestimmungen des Schweizerischen Obligationenrechts 

vom 30. März 1911 (OR) sachgemäss. 

 

II. Begründung und Beendigung der Arbeitsverhältnisse 

 

Art. 4 Rechtsverhältnis 
1 Das Arbeitsverhältnis ist öffentlich-rechtlich. 
2 Es wird mit einem öffentlich-rechtlichen Vertrag begründet. 

 

Art. 5 Beginn 
1 Das Arbeitsverhältnis beginnt an dem im Arbeitsvertrag festgelegten Tag bezie-

hungsweise am Tag des effektiven Stellenantritts. 

 

Art. 6 Probezeit 
1 Die ersten drei Monate des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit.  
2 In gegenseitigem Einvernehmen kann die Probezeit verkürzt oder auf diese ver-

zichtet werden. Wenn insbesondere die Leistungen oder das Verhalten nicht 

überzeugen, kann eine einmalige Verlängerung der Probezeit bis zur doppelten 

Dauer vereinbart werden. 
3 Bei einer effektiven Verkürzung der Probezeit infolge Krankheit, Unfall oder Er-

füllung einer nicht freiwillig übernommenen gesetzlichen Pflicht erfolgt eine ent-

sprechende Verlängerung der Probezeit. 
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Art. 7 Ende des Arbeitsverhältnisses 
1 Das Arbeitsverhältnis endet: 

a) mit der im Arbeitsvertrag vereinbarten Dauer; 

b) durch Kündigung; 

c) durch Aufhebung des Arbeitsvertrags in gegenseitigem Einvernehmen; 

d) durch Erreichen des gesetzlichen Referenzalters; 

e) bei der nach den Bestimmungen der Vorsorgeeinrichtung vollständigen 

oder teilweisen Invalidität des Mitarbeitenden auf dem rentenberechtig-

ten Teil; 

f) mit dem Tod. 
2 Die Vertragsparteien können die vorzeitige Auflösung des befristeten Arbeitsver-

hältnisses im Arbeitsvertrag regeln. 

 

Art. 8 Kündigungsfristen und -termine 
1 Während der Probezeit können die Vertragsparteien das Arbeitsverhältnis unter 

Einhaltung einer Frist von sieben Kalendertagen auf einen beliebigen Termin hin 

kündigen. 
2 Nach Ablauf der Probezeit können die Vertragsparteien das Arbeitsverhältnis 

unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat im ersten Dienstjahr, 

zwei Monaten vom zweiten bis neunten Dienstjahr und drei Monaten ab dem 

zehnten Dienstjahr auf das Ende eines Kalendermonats kündigen. 
3 Vorbehalten bleibt ausnahmsweise eine andere Kündigungsfrist und -termin 

nach Massgabe des Arbeitsvertrags beziehungsweise bei besonderen gesetzli-

chen Bestimmungen. 

 

Art. 9 Fristlose Kündigung 
1 Aus wichtigem Grund kann das Arbeitsverhältnis jederzeit von beiden Vertrags-

parteien fristlos gekündigt werden. 
2 Wichtig ist jeder Grund, der die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses für die kün-

digende Vertragspartei unzumutbar macht. 

 

Art. 10 Form 
1 Die Kündigung ist schriftlich mitzuteilen. 

 

Art. 11 Aufhebungsvertrag 
1 Arbeitsverhältnisse können mit einem Aufhebungsvertrag jederzeit aufgehoben 

werden. 
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Art. 12 Freistellung 
1 Aus wichtigen öffentlichen oder betrieblichen Interessen kann die Gemeinde je-

derzeit den Mitarbeitenden, insbesondere während der ordentlichen Kündi-

gungsfrist bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses, von der Arbeitsleistung 

freistellen. 

 

Art. 13 Kündigungsschutz und Folgen 
1 Nach Ablauf der Probezeit kann die Gemeinde das Arbeitsverhältnis nicht kün-

digen, während der Mitarbeitende ohne eigenes Verschulden durch Krankheit 

oder durch Unfall ganz oder teilweise an der Arbeitsleistung verhindert ist, und 

zwar im ersten Dienstjahr während 30 Tagen, ab dem zweiten bis und mit fünften 

Dienstjahr während 90 Tagen und ab dem sechsten Dienstjahr während 180 Ta-

gen. 
2 Im Übrigen werden die jeweiligen Bestimmungen des Schweizerischen Obligati-

onenrechts über den Kündigungsschutz und Folgen der Beendigung sinngemäss 

angewendet. Bei Fehlen eines Kündigungsgrunds oder Verletzung des rechtlichen 

Gehörs beträgt die Entschädigung auch maximal sechs Monatslöhne. 

 

Art. 14 Pensionierung 
1 Das Arbeitsverhältnis endet am letzten Tag des Monats, in dem das gesetzliche 

Referenzalter erreicht wird. Arbeitsverhältnisse von Lehrpersonen enden am letz-

ten Tag des letzten Monats des Schulsemesters, in dem sie das gesetzliche Refe-

renzalter erreichen. 
2 Das Arbeitsverhältnis kann über das gesetzliche Referenzalter hinaus verlängert 

werden. 
3 Der Gemeindevorstand, die Schulkommission oder die Verwaltungskommissio-

nen der separat verwalteten Gemeindebetriebe können auf Antrag des Mitarbei-

tenden oder selbst eine vorzeitige Pensionierung anordnen, wenn die Neubeset-

zung oder Aufhebung der Stelle im Interesse der Gemeinde, der Schule oder des 

separat verwalteten Betriebes liegt, und setzen die Abgeltung fest. 
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III. Rechte der Mitarbeitenden 

 

A. Grundsätze 

 

Art. 15 Schutz der Persönlichkeit 
1 Die Gemeinde: 

a) achtet die Persönlichkeit der Mitarbeitenden; 

b) schützt Leben, persönliche Integrität und Gesundheit der Mitarbeitenden; 

c) sorgt dafür, dass Mitarbeitende nicht Opfer von Diskriminierung jeglicher 

Art werden; 

d) trifft die nach der Erfahrung notwendigen, dem Stand der Technik anwend-

baren und nach den Verhältnissen an den Arbeitsplätzen angemessenen 

Massnahmen zum Schutz und zur Erhaltung der Gesundheit der Mitarbei-

tenden. 

 

B. Lohn und Prämien 

 

Art. 16 Anspruch 
1 Mitarbeitende haben Anspruch auf Lohn für ihre Leistung von Arbeit. 

 

Art. 17 Lohnklassen und Lohnstufen 
1 Es bestehen 28 Lohnklassen, wovon Lohnklasse 1 die tiefste, 28 die höchste 

Lohnklasse ist. 
2 Es gelten folgende Lohnklassen und Lohnstufen (Jahresgrundlohn in Franken): 

Lohnklasse  Minimum Maximum 

 28 153’420 216’072 

 27 145’536 204’888 

 26 137’976 194’148 

 25 130’776 183’912 

 24 123’900 174’156 

 23 117’372 164’892 

 22 111’180 156’084 

 21 105’240 147’660 

 20 99’624 139’680 

 19 93’876 132’120 

 18 88’836 124’956 

 17 84’048 118’164 
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 16 79’536 111’756 

 15 75’264 105’684 

 14 71’232 99’972 

 13 67’416 94’548 

 12 63’840 89’472 

 11 60’492 84’708 

 10 57’312 80’196 

 9 54’336 75’972 

 8 51’552 72’024 

 7 48’924 68’292 

 6 46’476 64’800 

 5 44’160 61’524 

 4 42’000 58’464 

 3 39’984 55’596 

 2 38’088 52’896 

 1 36’288 50’340 
3 Die Lohnklassen entsprechen beim Erlass des Gesetzes dem Stand des Landes-

indexes der Konsumentenpreise von XXX Punkten (Basisindex Monat Jahr).  
4 Nach dem Minimum jeder Lohnklasse folgen 21 Lohnstufen. Die ersten fünf 

Lohnstufen betragen je drei, die nächsten sechs je zwei und die letzten zehn je 1,5 

Prozent des Minimums. 
5 Lehrpersonen werden nach der jeweils gültigen Gehaltstabelle für die Lehrper-

sonen der öffentlichen Volksschule des Kantons Graubünden entlöhnt. 

 

Art. 18 Einreihungsplan 
1 Der Gemeindevorstand erlässt einen Einreihungsplan, der bei Bedarf jährlich 

überprüft wird. 
2 Allfällige Änderungen erfolgen in der Regel auf Beginn eines Kalenderjahres. 

 

Art. 19 Einreihung Anfangslohn 
1 Der Lohn bemisst sich: 

a) nach den Anforderungen der Stelle; 

b) nach den persönlichen Eigenschaften, insbesondere Ausbildung, Weiter-

bildung, Qualifikation, Leistung und Erfahrung. 
2 Bei vergleichbarer Ausbildung, Qualifikation, Leistung und Erfahrung wird glei-

cher Lohn für gleiche oder gleichwertige Arbeit ausgerichtet. 
3 In begründeten Fällen kann ausnahmsweise von den Lohnklassen sowie vom 

Einreihungsplan abgewichen werden. 



 

7 
 

 

Art. 20 Individuelle Lohnfestlegung 
1 In der Regel wird der Lohn der Mitarbeitenden jeweils auf den 1. Januar neu 

festgelegt. 
2 Er richtet sich nach: 

a) einem allfälligen Teuerungsausgleich; 

b) der Leistung und dem Verhalten; 

c) dem eigenen Lohnniveau im internen und externen Quervergleich; 

d) der eigenen bisherigen Lohnentwicklung; 

e) den finanziellen Vorgaben. 

 

Art. 21 Leistungs- und Spontanprämie 
1 Die Leistungsprämie wird insbesondere ausgerichtet für 

a) Tätigkeiten, die in bedeutendem Masse über das Aufgabengebiet hinaus-

gehen; 

b) Tätigkeiten, die einen überdurchschnittlichen Aufwand oder ein besonde-

res Engagement bedingen; 

c) besonders anforderungs- und erfolgreiche Projektarbeiten; 

d) andauernd sehr gute Leistungen. 
2 Einmalige besondere Leistungen oder Engagements von Einzelpersonen oder 

Teams können mit einer Spontanprämie honoriert werden. 

 

Art. 22 Lohnkürzung 
1 Die Entlöhnung kann gekürzt werden, wenn die Leistungen ungenügend sind 

oder das Verhalten nicht befriedigt. Zu diesem Zweck ist grundsätzlich eine Mit-

arbeitendenbeurteilung durchzuführen und den Betroffenen anzuhören. 
2 Der Gemeindevorstand beziehungsweise die Abteilungsleitung hat anschlies-

send die Lohnkürzung zu verfügen. 

 

Art. 23 13. Monatslohn 
1 Mitarbeitende haben Anspruch auf einen 13. Monatslohn. In der Regel wird die-

ser zusammen mit dem Novemberlohn ausgerichtet.  
2 Bei Mitarbeitenden im Stundenlohn wird der 13. Monatslohn zum Stunden-

grundlohn dazugeschlagen. 
3 Der 13. Monatslohn entspricht einem Zwölftel des effektiv bezogenen Jahres-

grundlohns. 
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Art. 24 Teuerungsausgleich 
1 Der Gemeinderat entscheidet auf Antrag des Gemeindevorstandes über einen 

allfälligen vollen oder teilweisen Teuerungsausgleich einmal jährlich im Rahmen 

der Budgetdebatte für das Folgejahr.  

 

C. Zulagen 

 

Art. 25 Zulagen 
1 Es werden ausgerichtet: 

a) die Kinderzulage nach Massgabe des kantonalen Gesetzes über die Famili-

enzulagen; 

b) die besondere Sozialzulage. 

 

Art. 26 Kinderzulage 
1 Die Kinderzulage richtet sich nach dem kantonalen Gesetz über die Familienzu-

lagen. 

 

Art. 27 Besondere Sozialzulage 
1 Die besondere Sozialzulage wird für Kinder von Mitarbeitenden ausgerichtet, für 

die eine Kinderzulage bezogen wird. Sie beträgt monatlich 350 Franken. 
2 Mitarbeitende, die dieselbe besondere Sozialzulage beanspruchen, erhalten 

diese im Verhältnis zu ihrem Arbeitsumfang. Die Summe der beiden Beträge darf 

die volle besondere Sozialzulage nicht übersteigen. 
3 Teilzeitmitarbeitende erhalten eine anteilsmässige besondere Sozialzulage. 
4 Der Anspruch entsteht ab Anfang des Monats, in welchem die Mitarbeitenden 

ihre Anspruchsberechtigung nachgewiesen und förmlich beantragt haben, und er-

lischt ab Ende des Monats, in welchem die Anspruchsvoraussetzungen weggefal-

len sind. 
5 Der Gemeinderat entscheidet auf Antrag des Gemeindevorstandes über einen 

allfälligen vollen oder teilweisen Teuerungsausgleich einmal jährlich im Rahmen 

der Budgetdebatte für das Folgejahr. 

 

D. Entschädigung besonderer Arbeitsleistung 

 

Art. 28 Entschädigung besonderer Arbeitsleistung 
1 Überstunden, Gleitzeitguthaben, Pikettdienst, Nachtarbeit und Arbeit an Sonn- 

und Feiertagen können mit Freizeit ausgeglichen oder finanziell abgegolten wer-

den. 
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2 Besondere Arbeitsleistungen sind im Lohn der Abteilungsleitung inbegriffen. 

 

E. Lohnfortzahlung und berufliche Vorsorge 

 

Art. 29 Anspruch 
1 Mitarbeitende haben Anspruch auf: 

a) Lohnfortzahlung bei 

1. Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit oder Unfall; 

2. Mutterschaft; 

3. Vaterschaft beziehungsweise bei Urlaub des anderen Elternteils 

4. Dienstleistung in Armee, Zivilschutz und Feuerwehr sowie Leistung von 

zivilem Ersatzdienst; 

b) berufliche Vorsorge; 

c) Unfallversicherung; 

d) Leistungen aus Sozialplan. 
2 Der Anspruch auf Lohnfortzahlung setzt voraus, dass die Mitarbeitenden: 

a) rasch möglichst ihre Arbeitsverhinderung mitteilen; 

b) spätestens nach drei Tagen ein Arztzeugnis vorlegen, das die Arbeitsunfä-

higkeit bestätigt; 

c) die Mitwirkungspflicht erfüllen; 

d) versicherungsrechtliche Vorgaben erfüllen. 

 

Art. 30 Lohnfortzahlung bei Krankheit 
1 Die Lohnfortzahlung bei nachgewiesener Krankheit dauert 730 Tage innert 900 

Tagen zu 100 Prozent, wenn das Arbeitsverhältnis mehr als drei Monate gedauert 

hat oder für mehr als drei Monate eingegangen worden ist. Bei Mitarbeitenden, 

die das gesetzliche Referenzalter erreicht haben, dauert die Lohnfortzahlung ma-

ximal 180 Tage innert 900 Tagen. 
2 Die Gemeinde kann eine Versicherung abschliessen und die Mitarbeitenden ver-

pflichten, sich hälftig an den Prämien zu beteiligen. 

 

Art. 31 Lohnfortzahlung bei Unfall 
1 Während nachgewiesener Arbeitsunfähigkeit zufolge Unfalls beträgt die Lohn-

fortzahlung während 730 Tagen innert 900 Tagen 100 Prozent. Sie wird bis zur 

Wiederaufnahme oder bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses ausgerichtet. 
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Art. 32 Kürzung 
1 Erwächst aus der Lohnfortzahlung während Krankheit oder Unfall und aus allfäl-

ligen Versicherungsleistungen eine Überentschädigung, so wird der Lohn entspre-

chend gekürzt. 

 

Art. 33 Lohnfortzahlung bei Mutterschaft 
1 Die Lohnfortzahlung bei Mutterschaft beträgt 100 Prozent und dauert 16 Wo-

chen. 
2 Bei Hospitalisierung des Neugeborenen verlängert sich die Lohnfortzahlung auf 

die verlängerte Dauer der Ausrichtung der Mutterschaftsentschädigung. 

 

Art. 34 Lohnfortzahlung bei Vaterschaft bzw. bei Entschädigung des ande- 

ren Elternteils 
1 Die Lohnfortzahlung bei Vaterschaft beziehungsweise Entschädigung des ande-

ren Elternteils beträgt 100 Prozent und dauert zehn Tage. 

 

Art. 35 Lohnfortzahlung bei Militär, Zivilschutz, zivilem Ersatzdienst und 

  Feuerwehr 
1 Die Lohnfortzahlung bei Dienstleistungen im Militär, Zivilschutz, im zivilen Ersatz-

dienst sowie in der Feuerwehr beträgt 100 Prozent. 
2 Einsätze im Dienst der Allgemeinheit, insbesondere bei Urlaub für ausserschuli-

sche Jugendarbeit, sind den Dienstleistungen dieser Bestimmung gleichgestellt, 

sofern die Arbeitslast dies zulässt. 
3 Leistungen der Erwerbsersatzordnung gehen im Ausmass der Lohnfortzahlung 

an die Gemeinde über. 

 

Art. 36 Berufliche Vorsorge 
1 Die Gemeinde versichert gemäss dem Bundesgesetz über die berufliche Alters-, 

Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 1982 (BVG) die Mitarbeiten-

den gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Invalidität und Tod. 

 

Art. 37 Unfallversicherung 
1 Die Gemeinde versichert die Mitarbeitenden nach den Bestimmungen des Bun-

desgesetzes über die Unfallversicherung vom 20. März 1981 (UVG) gegen die Fol-

gen von Berufs- und Nichtberufsunfällen. 
2 Die Prämien tragen: 

a) die Gemeinde für die Berufsunfallversicherung 
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b) die Gemeinde und Mitarbeitenden für die Nichtberufsunfallversicherung 

jeweils hälftig. 

 

D. Sozialplan 

 

Art. 38 Sozialplan 
1 Die Gemeinde kann einen Sozialplan erlassen, wenn Mitarbeitende wegen be-

trieblicher Umstrukturierungen den Arbeitsplatz verlieren. 

 

E. Spesen 

 

Art. 39 Spesen 
1 Spesen der Mitarbeitenden werden für die Erfüllung der dienstlichen Aufgaben 

vergütet. 

 

F. Ferien 

 

Art. 40 Dauer 
1 Die Ferien betragen je Kalenderjahr: 

a) 25 Arbeitstage 

b) 27 ½ Arbeitstage für Mitarbeitende ab dem 50. Altersjahr 

c) 30 Arbeitstage für Mitarbeitende ab dem 60. Altersjahr 
2 Die Abteilungsleitung erhält zusätzlich fünf Ferientage. 

 

Art. 41 Ferienentschädigung 
1 Für die im Stundenlohn angestellten Mitarbeitenden, sind die Ferien durch Geld-

leistung abzugelten. Sie wird zum Stundengrundlohn dazugeschlagen und in der 

Lohnabrechnung in einem Betrag ausgewiesen. Die Ferienentschädigung beträgt 

bei einem Ferienanspruch von: 

a) 25 Arbeitstagen 10,64 Prozent; 

b) 27 ½ Arbeitstagen für Mitarbeitende ab dem 50. Altersjahr 11,83 Prozent; 

c) 30 Arbeitstagen für Mitarbeitende ab dem 60. Altersjahr 13,04 Prozent. 
2 Der Stundengrundlohn ergibt sich durch den Jahresgrundlohn geteilt durch 2184 

Jahresstunden. 
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G. Weitere Rechte 

 

Art. 42 Weiterbildung 
1 Der Mitarbeitende hat Anspruch auf angemessene Weiterbildung, soweit es die 

dienstlichen Verhältnisse sowie die Leistungserfüllung und das Verhalten des Mit-

arbeitenden erlauben. 

 

Art. 43 Arbeitszeugnis 
1 Mitarbeitende können jederzeit von der zuständigen Abteilung ein Zeugnis über 

die Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über die Leistung und das 

dienstliche Verhalten verlangen. 
2 Die Angaben haben sich auf die Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses zu be-

schränken, wenn es verlangt wird. 

 

Art. 44 Einsichtsrecht in persönliche Daten 
1 Mitarbeitende haben Anspruch auf Einsicht in die über sie angelegten Daten. 

 

Art. 45 Mitwirkungsrecht 
1 Das Mitwirkungsrecht der Mitarbeitenden in Personalangelegenheiten ist ge-

währleistet und umfasst insbesondere das Recht, auf Dauer Personalverbände 

oder ad hoc Personalausschüsse zu bilden. 
2 Jeder einzelne Mitarbeitende sowie die Personalverbände und Personalaus-

schüsse haben Anspruch, sich zu Personalangelegenheiten zu äussern und u.a. 

Vorschläge für Optimierungen der Wirtschaftlichkeit, der Organisation, der Si-

cherheit oder der Zusammenarbeit einzureichen. 

 

IV. Pflichten der Mitarbeitenden 

 

Art. 46 Allgemeine Dienstpflicht 
1 Mitarbeitende haben die Interessen der Gemeinde zu wahren. Es ist alles zu un-

terlassen, was diese beeinträchtigt. 
2 Mitarbeitende sind verpflichtet, die ihnen übertragenen Arbeiten persönlich und 

gewissenhaft zu erfüllen und die dienstlichen Anordnungen zu befolgen. 
3 Erfordern es die Verhältnisse, können Mitarbeitenden auch andere Arbeiten 

übertragen werden, die ihrer beruflichen Stellung und ihren Kenntnissen ange-

messen sind. Insbesondere können sie verpflichtet werden, die laufenden Arbei-

ten zu erledigen und Stellvertretung zu übernehmen. 
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Art. 47 Wöchentliche Arbeitszeit 
1 Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt im Jahresdurchschnitt 42 Stunden. Grund-

sätzlich wird sie auf fünf Arbeitstage verteilt, wenn die betrieblichen Bedürfnisse 

dies zulassen. 
2 Mitarbeitende sind zur Leistung von Überstunden verpflichtet, sofern dies zu-

mutbar und erforderlich ist. 

 

Art. 48 Schweigepflicht 
1 Mitarbeitende sind zur Verschwiegenheit über die Angelegenheiten verpflichtet, 

die ihrer Natur nach oder gemäss Vorschrift geheimzuhalten sind, soweit an der 

Geheimhaltung ein überwiegendes öffentliches oder privates Interesse besteht 

oder wenn eine besondere gesetzliche Bestimmung dies vorsieht. 
2 Die Schweigepflicht bleibt auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses be-

stehen. 

 

Art. 49 Ausstand 
1 Mitarbeitende haben in den Ausstand zu treten, wenn 

a) sie selbst; 

b) ihre Ehegattin oder Ehegatte; 

c) die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner; 

d) eine Person, mit welcher sie eine faktische Lebensgemeinschaft führen 

e) oder einer ihrer Verwandten und Verschwägerten  

sie ein unmittelbares persönliches Interesse an einer Sache haben. 
2 Die Gemeinde kann die Ausstandspflicht in begründeten Fällen erweitern. 

 

Art. 50 Geschenkannahmeverbot 
1 Mitarbeitenden ist es untersagt, Geschenke anzunehmen oder andere Vorteile 

zu beanspruchen oder sich versprechen zu lassen, wenn dies im Hinblick auf die 

dienstliche Stellung und Tätigkeit geschieht. 
2 Vom Verbot sind Geschenke und Vorteile ausgenommen: 

a) deren Wert von 200 Franken nicht übersteigt, wobei Geschenke und Vor-

teile, die innerhalb eines Jahrs von derselben Person oder Institution aus-

gerichtet beziehungsweise gewährt werden, zusammengerechnet werden; 

b) sozial üblich sind und deren Annahme nicht den Anschein der Befangen-

heit erweckt. 
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3 Geschenke oder Vorteile, die nicht angenommen werden dürfen, sind zu mel-

den. Die Gemeinde entscheidet im Zweifelsfalle, ob eine Ausnahme nach Absatz 

1 vorliegt. 

 

Art. 51 Öffentliches Nebenamt und Nebenbeschäftigung 
1 Mitarbeitende haben die Ausübung eines öffentlichen Nebenamts oder einer 

Nebenbeschäftigung frühzeitig zu melden. 
2 Mitarbeitende dürfen ein öffentliches Nebenamt oder eine Nebenbeschäftigung 

ausüben, sofern und solange dies mit ihrer dienstlichen Stellung und Aufgaben-

verrichtung vereinbar ist. 

 

V. Zuständigkeiten, Konfliktregelung und Rechtsschutz 

 

A. Zuständigkeiten 

 

Art. 52 Zuständigkeiten 
1 Unter Vorbehalt einer anderslautenden Regelung sind insbesondere für die Be-

gründung und Beendigung von Arbeitsverhältnissen zuständig: 

a) der Gemeindevorstand nach Anhörung des Personaldiensts für die Be-

schäftigung der Abteilungsleitung; 

b) die Abteilungsleitung nach Anhörung des Personaldiensts für alle übrigen 

Mitarbeitenden; 

c) die Verwaltungskommissionen der separat verwalteten Gemeindebetriebe 

für deren Betriebsleitung und Stellvertretung; 

d) die Schulkommission für die Lehrpersonen, der Schulleitung, des Schulsek-

retariats und des Personals für die weitergehenden Tagesstrukturen der 

Schule. 

 

B. Konfliktregelung 

 

Art. 53 Gütliche Erledigung 
1 Mitarbeitende können sich bei Konflikten an ihre Vorgesetzten wenden und 

diese um gütliche Erledigung ersuchen. Sie halten in der Regel den Dienstweg ein. 
2 Mitarbeitende können eine Vertrauensperson beiziehen. 
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Art. 54 Anhörungsrecht und Beschwerde in Angelegenheiten persönlicher 

Art 
1 Verursachen fach- oder führungsmässige Mängel von Vorgesetzten dauernd 

Störungen des Betriebsklimas, haben Mitarbeitende auch das Recht, vom Ge-

meindevorstand, von der Verwaltungskommission der separat verwalteten Be-

triebe beziehungsweise von Schulkommission persönlich angehört zu werden. 
2 Der Mitarbeitende kann in dienstlichen Angelegenheiten persönlicher Art auch 

Beschwerde führen. Sie ist schriftlich und begründet bei der Anstellungsbehörde 

beziehungsweise im Falle einer Kollegialbehörde bei deren Vorsitzendem einzu-

reichen. 
3 Die zuständige Instanz hat zur Beschwerde Stellung zu nehmen. 

 

C. Rechtsschutz 

 

Art. 55 Personalrechtliche Entscheide 
1 Personalrechtliche Verfügungen und Entscheide der zuständigen Abteilungslei-

tung können mittels Verwaltungsbeschwerde innert 30 Tagen an den Gemeinde-

vorstand weitergezogen werden. 
2 Personalrechtliche Verfügungen und Entscheide des Gemeindevorstands kön-

nen mittels Beschwerde beziehungsweise Klage an das zuständige kantonale Ge-

richt weitergezogen werden. 
3 Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen des kantonalen Gesetzes 

über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) vom 31. August 2006. 

 

VI. Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 

Art. 56 Inkrafttreten* und Aufhebung bisherigen Rechts 
1 Der Gemeindevorstand bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-

setzes. 
2 Mit Inkraftsetzung wird die vom Gemeinderat am 1. Juni 1997 erlassene Perso-

nalverordnung aufgehoben samt aller darauf beruhenden Nebenerlasse. 
3 Für Lehrpersonen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Wohnortzulage er-

halten, gilt Art. 24 der Personalverordnung vom 1. Juni 1997 beschränkt weiter, 

und zwar während maximal drei Jahren. 
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Art. 57 Ausführungsbestimmungen  
1 Der Gemeindevorstand erlässt die erforderlichen Ausführungsbestimmungen in 

Form einer Verordnung. 

 

 

 

 

 

* Nach Ablauf der Referendumsfrist Datum mit Beschluss des Gemeindevorstands vom Da-

tum auf den Datum in Kraft getreten. 

 


